
nen, die der Stärkung der Kompe-
tenz der sächsischen Ärzte dienen.
X. Aufgrund ihres Expertenwissens 
und ihrer berufsimmanenten Verant-
wortlichkeit für die Patienten stellt 
die Ärzteschaft einen unverzichtba-
ren Partner für den Strukturwandel 
des Gesundheitswesens dar. Die säch-
sische Ärzteschaft fordert deshalb 
eine angemessene Beteiligung in der 
Diskussion um die Neuorientierung 
des Gesundheitswesens.

Beschlüsse des 19. Sächsischen 
Ärztetages
Die Mandatsträger der Sächsischen 
Landesärztekammer fassten am 19. und 
20. Juni 2009 folgende Be  schlüsse:
BV 1
Tätigkeitsbericht 2008 der Sächsi-
schen Landesärztekammer
Angenommen
BV 2 
Erweiterung der räumlichen Kapazi-
täten der Sächsischen Landesärzte-
kammer
Angenommen
BV 3 
Satzung zur Änderung der Hauptsat-
zung der Sächsischen Landesärzte-
kammer
Angenommen
BV 4 
Beschluss zur Änderung der Muster-
geschäftsordnung für die Kreisärzte-
kammern der Sächsischen Landes-
ärztekammer
Angenommen
BV 5 
Änderung der Ordnung zur Zahlung 
von Aufwandsentschädigungen für 
ehrenamtliche Tätigkeit sowie von 

Unterstützungen an die Kreisärzte-
kammern
Angenommen
BV 6 
Jahresabschluss 2008
Angenommen
BA 7 
Beziehung zwischen Patient und 
Arzt 
Angenommen
BV 8 
Bekanntgabe von Terminen 41. Kam-
merversammlung, 20. SÄT / 42. Kam-
merversammlung
Angenommen
BA 9 
Krankenhausfinanzierung
Angenommen
BA 10
Verstärkung der praxisnahen ärztli-
chen Ausbildung
Angenommen
BA 11
Ambulante Palliativversorgung
Angenommen
BA 12  
Überprüfung durch den MDK – 
Beauftragung durch die Gesetzlichen 
Krankenversicherungen
Angenommen (mit Änderung)
BA 13 
Spaltung der Ärzteschaft verhindern
Vorstandsüberweisung
BA 14  
Aktives Bekenntnis zu ärztlich-ethi-
schem Bewusstsein im Sinne des 

„Hippokratischen Eides“
Angenommen
BA 15 
Leistungsbegrenzung/Budgetierung 
in der GKV
Angenommen

BA 16  
Qualitätssicherung der notärztlichen 
Versorgung
Angenommen
BA 17   
Impfdatenmeldegesetz 
Angenommen
BA 18
Bessere Ausstattung des Öffentlichen 
Gesundheitsdienstes
Angenommen (mit Änderung)
BA 19 
Image des Öffentlichen Gesundheits-
dienstes verbessern
Angenommen
BA 20
IQWiG: Kosten-Nutzen-Bewertung 
Angenommen
(mit Änderung)
BA 21
Anonyme Arztbewertung im Inter-
net 
Vorstandsüberweisung
BA 22
Gegen Kommerzialisierung der Qua-
litätsberichte der Krankenhäuser
Angenommen
Alle angenommenen Beschlussan-
träge finden Sie im vollen Wortlaut 
im Internet unter www.slaek.de.

Bekanntgabe der Termine
Die 41. Kammerversammlung findet 
am Sonnabend, dem 14. November 
2009, statt, und der 20. Sächsische 
Ärztetag/die 42. Kammerversamm-
lung wird am Freitag, dem 18. Juni 
2010, und Samstag, dem 19. Juni 
2010, durchgeführt.

Prof. Dr. med. habil. Winfried Klug
Knut Köhler M.A
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22. Erweiterte Kam
merversammlung
Bericht des Vorsitzenden des Ver-
waltungsausschusses
Dr. med. Steffen Liebscher

Sehr geehrter Herr Dr. Bonz,
sehr geehrte Herren Präsidenten Dr. 
Möckel und Prof. Schulze,
liebe Mandatsträger, geehrte Gäste!

Der Bericht des Vorsitzenden des 
Verwaltungsausschusses wird dieses 
Jahr geprägt sein von vier wesentli-

chen Inhalten: Zunächst werde ich 
Entwicklungen in Wirtschaft und 
Politik besprechen, soweit sie für 
unsere Arbeit Bedeutung haben. Da -
nach referiere ich Zahlen und Fakten 
aus dem Versorgungswerk, bevor ich 
mich schwerpunktmäßig mit der 
Frage auseinander setzen werde, ob 
unser Rechnungszins zeitgemäß ist. 
Am Ende meines Vortrags möchte 
ich Ihnen den Stand unseres Neu-
bauvorhabens auch anhand einiger 
Bilder demonstrieren.
Schon im vergangenen Jahr habe ich 
bei der Ausarbeitung dieses Berichts 

geglaubt, ohne Superlative nicht aus-
kommen zu können. Was allerdings 
seitdem an den Märkten dieser Welt 
geschehen ist, muss den Vergleich 
mit der Weltwirtschaftskrise, begin-
nend im Jahr 1929, nicht scheuen. 
Der Börsencrash Anfang des neuen 
Jahrtausends, den wir alle noch gut 
in Erinnerung haben und der zumin-
dest für uns Ostdeutsche die erste 
richtige Berührung mit einer der zyk-
lischen Krisen des kapitalistischen 
Wirtschaftssystem war, erscheint 
demgegenüber geradezu als Baga-
tellereignis.



Nur exemplarisch sollen die Entwick-
lung an den Rentenmärkten sowie 
die Abstürze der wichtigsten Aktien-
indizes gezeigt werden. Selbst Immo-
bilien konnten ihrem Ruf nicht 
gerecht werden, einen „sicheren 
Hafen“ darzustellen, ging ja bekann-
termaßen die Krise überhaupt erst 
von der Immobilie als Anlageklasse 
aus. In der Rückschau muss konsta-
tiert werden, dass es teilweise mas-
sive Verluste an den Märkten gab, 
die von im Verhältnis kleinen Gewin-
nen in anderen Assets nie kompen-
siert werden konnten. Dies war vor 
allem dadurch bedingt, dass die Kor-
relation zwischen den verschiedenen 
Anlageklassen sehr hoch war, das 
heißt, faktisch gab es keinen siche-
ren oder prosperierenden Markt, in 
den man hätte investieren können. 
Das unterscheidet diese Krise von 
den vorherigen und erklärt das hek-
tische Agieren auf den verschiedenen 
Ebenen von Wirtschaft und Politik.

Bilanzlöcher ungeahnten Ausmaßes 
bei eben noch ganz gesunden Unter-
nehmen, Pleiten sogenannter „syste-
misch wichtiger Institutionen“ vor 
allem im Bankenbereich, Verstaatli-
chungen, Rettungspakete seien hier 
nur stellvertretend genannt. Es ist 
weder möglich, noch in größerem 
Umfange nötig, auf diese Entwick-
lungen im Einzelnen einzugehen. 
Was mich aber mehr als be  denklich 
stimmt, ist zum einen die völlige 
Uneinigkeit unter den ökonomischen 
Sachverständigen, was die Pathoge-
nese dieser Krise angeht, zum ande-
ren das derzeit geübte therapeuti-
sche Vorgehen. Wenn es möglich ist, 
dass aus einem der schönsten 
Wirtschaftsaufschwün  ge seit Ludwig 
Erhard binnen Monaten die 
schwerste Krise seit 80 Jahren wird 
und niemand hat das kommen sehen, 
dann muss sich dieses Wirtschafts-
system schon die Frage gefallen las-
sen, ob es den Menschen, die darin 
arbeiten und leben müssen, nicht ein 
wenig viel zumutet. 
Nur eine Minderheit wird die Plan-
wirtschaft aus dem real existierenden 
Sozialismus reanimieren wollen. Was 
spricht aber gegen Rahmenbedin-
gungen für die Wirtschaft, die enga-
giertes Wirken für den Geschäfts-
erfolg sowohl bei Eignern wie Ange-
stellten fördern, gleichzeitig aber 
exzessivem Profitstreben einen Riegel 
vorschieben. Analysiert man die An -
teile von spekulativen Geschäften 
und Marktmanipulationen am Ge -
samtmarkt, so haben diese in den 
letzten Jahren beständig zugenom-
men. Kaum noch mit Eigenkapital, 
sondern mit meist viel geliehenem 

Geld unterlegte „Deals“ waren an 
der Tagesordnung und wurden mit 
immer größerem Hebel und damit 
Risiko gewagt. Folgerichtig waren es 
die Banken, die dieses Geld zur Ver-
fügung gestellt hatten, die dann ins 
Straucheln kamen. Für viele von uns 
war der Begriff Neoliberalismus in 
den letzten Jahren nur ein Wort; ich 
glaube, wir haben in der aktuellen 
Krise schon sehr deutlich die Auswir-
kungen entsprechender Politik zu 
spüren bekommen. Hier sollte die 
Politik auch wirksam werden, die 
Gesetzeslage überprüfen und im 
Sinne einer Förderung echter Wert-
schöpfung anpassen. 
Wirtschaftspolitik erschöpft sich 
nicht im Verschieben von fremden 
Milliarden, nämlich dem Geld der 
Steuerzahler von heute und noch 
mehr derer in der Zukunft. Wohin 
dieses Geld im Moment fließt, 
scheint mir ohnehin unergründlich, 
nachdem eigentlich jeder um Hilfe 
ruft. Es zeigt sich, dass die soziale 
Marktwirtschaft ein fragiles Gebilde 
ist. Die Gesellschaft muss definieren, 
ob sie Beiträge zur Stabilisierung leis-
ten will: Das ginge nur über bewuss-
tes Maßhalten, Vermeiden von Bla-
sen und Verminderung von Speku-
lantentum. Ob dies einen breiten 
Konsens finden würde und wie es 
umgesetzt werden könnte in kon-
krete politische Aktion, das sei dahin-
gestellt.
Wenn Sie jetzt fragen, was das mit 
uns zu tun hat, muss ich Ihnen 
sagen: Sehr viel hat das mit Einrich-
tungen wie der unsrigen zu tun! Wir 
sind in verschiedenerlei Hinsicht 
direkt und zwar negativ betroffen. 
Zuvorderst leiden wir jetzt mit durch 
die Minderbewertung und den Ver-
fall unserer Kapitalanlagen. Schöne 
Erfolge der vergangenen Jahre wer-
den zumindest relativiert. Aber auch 
die Zukunft kann uns noch Probleme 
bringen: Auf mittelfristige Sicht ist 
ein Anziehen der Inflation angesichts 
der massiv ausgeweiteten Staatsver-
schuldung zumindest denkbar, denn 
eine Geldentwertung führt am ele-
gantesten zur automatischen Tilgung 
von Schulden. Kapitalanleger wie wir 
stehen dabei auf der anderen Seite. 
Und letztlich ist jeder von uns per-
sönlich betroffen, denn es ist auch 
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für die nächsten Jahrzehnte schwer 
vorstellbar, dass außer in Jahren vor 
Bundestagswahlen Steuersenkungen 
versprochen werden können, da 
dafür ganz einfach jeglicher Spiel-
raum fehlt.
Fazit: Auch wir sollten uns im Rah-
men unserer Möglichkeiten dafür 
einsetzen, dass spekulativem Agieren 
mit noch dazu oft fremdem Geld ein 
Ende gemacht wird.
Ein letztes Wort zur Politik unserer 
großen Koalition unter dem Stich-
wort Geschenke: Wenn für 2009 
eine Anpassung der Renten im Osten 
um über 3%, und in den westlichen 
Bundesländern über 2% verordnet 
wird, dann hat das mit rationalem 
Agieren nichts mehr zu tun. Hier 
werden einmal mehr Wechsel auf die 
Zukunft ausgestellt. Alle Riester- und 
sonstigen Faktoren werden ad ab  sur-
dum geführt und es mutet nur noch 
heuchlerisch an, wenn man eine 
Schuldenbremse ab 2020 einzufüh-
ren versucht – welcher Politiker von 
heute wird dann wohl noch an seine 
Versprechen erinnert werden können.
Die Wahl im September wirft jeden-
falls ihre Schatten voraus. Ich aller-
dings habe den Glauben an eine 
solide Finanzierung der Gesetzlichen 
Rentenversicherung verloren und 
werbe umso mehr für unser System: 
Zwar müssen wir manchmal unange-
nehme Dinge erklären und Rück-
schläge hinnehmen. Aber wir haben 
ein ausfinanziertes System, dass sich 
aktiv den Herausforderungen von 
Demografie und Kapitalmarkt stellt 
und nicht den Steuerzahler von mor-
gen mit Schulden überhäuft. Verges-
sen wir nicht: Altersvorsorge ist Kon-
sumverzicht in der aktiven Phase. 
Alterssicherungssysteme dürfen aber 
auch nicht als Wahlkampfinstru-
mente missbraucht werden! Die Auf-
zählung von Dingen, die wir noch 
vor Jahresfrist nicht für möglich 
gehalten hätten oder deren Vorstel-
lung zumindest einiger Phantasie 
bedurft hätte, muss unvollständig 
bleiben. 
Stellen wir uns lieber einmal fol-
gende Frage: Welche Art von Nach-
richten haben wir im vergangenen 
Jahr denn nicht gehört? Oder sollte 
man sagen: Nur keine Nachrichten 
sind gute Nachrichten?! Jedenfalls, 
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man hat nichts gehört von Versor-
gungswerken, die in dieser Krise ins 
Schlingern gekommen wären. Dies 
ist erst einmal sehr gut zu wissen, 
demonstriert dies doch die Stabilität 
unseres Finanzierungsverfahrens. Die-
 ses sogenannte offene Deckungs-
planverfahren, welches das Gros der 
berufsständischen Versorgungsein-
richtungen anwendet, verbindet be -
kanntermaßen die Vorteile von Umla-
geprinzip und Kapitaldeckung. Dane-
ben aber ist das Ausbleiben negativer 
Nachrichten in unserem Bereich auch 
ein Indiz dafür, dass die Verantwor-
tungsträger sowohl in Ehrenamt als 
auch in den Verwaltungen der 86 
Versorgungswerke der Angehörigen 
der freien Berufe ihrer Verantwor-
tung gegenüber dem Ihnen anver-
trauten Geld eher gerecht werden 
als dies in mancher Bank mit den 
dort deponierten Beträgen gesche-
hen ist. Ich wünsche mir, dass auch 
in Zukunft möglichst wenige Nach-
richten von der berufsständischen 
Versorgung kommen mögen, was 
Sie bitte nicht mit mangelnder Trans-
parenz gleichsetzen wollen.
Ich möchte nunmehr Zahlen aus 
unserem Versorgungswerk referieren. 
Vornweg sei es schon mal gesagt: 
Unsere Lage ist in jeder Hinsicht sta-
bil, wenn wir auch Verluste freilich 
nicht haben völlig vermeiden können.
Aber beginnen wir mit einigen Routi-
neparametern: Wie Sie auf der Dar-
stellung sehen können, sind wir ein 
weiter wachsendes Versorgungswerk, 
was sich aus dem anhaltend positi-
ven Saldo zwischen Zu- und Abgän-
gen ergibt. Aktuell haben wir knapp 
14.200 Beitragszahler, davon sind 

um die 8% Tierärzte. Auch bei die-
sen Zahlen hier wird sichtbar: Die 
Medizin wird weiblich!
Immer wieder eindrucksvoll ist das 
dynamisch wachsende Beitragsauf-
kommen, wobei die Dynamik nicht 
nur mit der Zunahme an Mitgliedern 
erklärt werden kann. 
Das Versorgungswerk zahlt mittler-
weile auch in nennenswerter Höhe 
Renten aus, wobei das reguläre 
Altersruhegeld weit überwiegt.
Das gemeinsame Bemühen von Ehren-
amt und Verwaltung, den Anteil des 
Vermögens gering zu halten, der zur 
satzungsmäßigen Be  streitung von 
Aufgaben erforderlich ist, dokumen-
tiert sich im wieder niedrigen Verwal-
tungskostensatz.
Die folgenden Bilder verschaffen 
Ihnen einen Überblick über die Ver-
mögensverhältnisse der Sächsischen 
Ärzteversorgung: Die Darstellung der 
Relationen der verschiedenen Anla-
geklassen zueinander zeigt nur be -
dingt Auswirkungen der Krise: Am 
ehesten erkennbar wird dies an dem 
erheblich kleiner gewordenen Enga-
gement in Aktien. Die Tatsache, dass 
dies nicht zwangsläufig verbunden 
war mit einer Deinvestition aus den 
Fonds, hängt unter anderem auch 
mit unserer erfolgreichen Wertsiche-
rungsstrategie zusammen. In absolu-
ten Zahlen sehen Sie hier, dass wir 
überwiegend in Papiere investiert 
sind, deren Ausfallrisiko als gering 
einzuschätzen ist. Allerdings, es 
waren auch 10 Mio. EUR aus diesem 
Segment bei Lehmann Brothers 
investiert – also nichts ist ganz sicher! 
Wir müssen Ihnen aber nicht berich-
ten, dass das Geld verloren ist, haben 

wir ja wohlweislich nicht in Amerika 
investiert, sondern bei der deutschen 
Banktochter, deren Gläubiger vom 
Einlagensicherungsfonds der priva-
ten deutschen Banken entschädigt 
wurden, so auch wir. Es zeigt sich 
aber: Auch nach dieser Krise muss 
man hinsichtlich des Risikomanage-
ments erneut umdenken!
Fokussieren Sie hier bitte Ihren Blick 
auf den Vergleich der Krisen dieses 
Jahrzehnts: Während wir in den Jah-
ren 2001 und 2002 noch vergleichs-
weise „kalt“ getroffen wurden, hat 
uns das Katastrophenjahr 2008 fast 
geschont. Ich freue mich, hier fest-
stellen zu können, dass wir bei allen 
Problemen, die uns diese Krise bringt, 
unter den ärztlichen Versorgungs-
werken mit dem erreichten Zins von 
2,39%, der sich nach Abschreibun-
gen versteht, einen ganz vorderen 
Platz einnehmen. Andere Kapitalan-
leger waren im vergangenen Jahr 
oftmals mit einer schwarzen Null 
sehr zufrieden.

Sie wissen, dass wir neben reichlich 
50% sogenannten ganz sicheren 
Papieren wie zum Beispiel Hypothe-
ken-Pfandbriefen quantitativ ganz 
wesentlich in unseren Masterfonds 
investiert haben, dessen Struktur Sie 
hier sehen. Wir sind dankbar dafür, 
dass wir uns Ende 2007 entschlossen 
haben, neben die Fonds mit soge-
nannten asymmetrischen Konzepten 
mit einer impliziten Wertsicherung 
einen Block mit Mandaten zu plat-
zieren, die von einem Overlay quasi 
vor größeren Verlusten beschützt 
werden. Ich hatte über die Funkti-
onsweise des Overlays, das wie eine 
Versicherung wirkt, vergangenes Jahr 
berichtet. Das hat dazu geführt, dass 
zwar stille Reserven in durchaus grö-
ßerem Umfang verloren gegangen 
sind, was bedauerlich ist und nicht 
verheimlicht werden soll. Auf der 
anderen Seite ist es wohl nicht ver-
messen, wenn ich feststelle, dass 
reale Verluste in Höhe von 6,8 Mio. 
EUR in einem Wertpapierfonds mit 
einer Größe von über 660 Mio. EUR, 
also 1%!, bei Aktienkursrückgängen 
um im Schnitt 40% zu der Aussage 
berechtigen, dass wir verantwor-
tungsvoll mit den uns anvertrauten 
Geldern umgegangen sind.
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Diese Zahlenkolonnen offenbaren 
das Geheimnis der geringer ausge-
fallenen Verluste: Sie sehen einen 
massiven Zugewinn im Overlay-Seg-
ment, der die Verluste in anderen 
Bereichen nahezu aufgefangen hat.
Summa Summarum: Unser Ansatz 
sowohl in Kapitalanlage als auch Ver-
sicherungsmathematik ist stabil. Ver-
luste wurden begrenzt. Der Verwal-
tungsausschuss sieht momentan 
durchaus auch Chancen, wobei die 
Erfahrungen der letzten 2 Jahre be  -
reits Auslöser eines Überdenkens ver-
schiedener Aspekte unserer Kapital-
anlage sind. In enger Abstimmung 
mit Aufsichtsausschuss, dem auf-
sichtführenden Ministerium sowie 
dem externen Beratungsunterneh-
men, welches wir beauftragt haben 
sowie unter Respektierung der ge -
setzlichen und anderer Vorgaben dis-
kutieren wir bereits heute neue stra-
tegische wie taktische Konzepte der 
Anlage unserer Beiträge zur Sächsi-
schen Ärzteversorgung.
Man könnte nun fragen, was haben 
wir in der berufsständischen Versor-
gung denn überhaupt mit dieser 
Krise zu tun? Oder anders formuliert: 
Könnten wir als Kapitalanleger nicht 
jegliches Risiko meiden? Auf der letz-
ten Informationsveranstaltung der 
Sächsischen Ärzteversorgung hat es 
ein Kollege so formuliert „Zocken 
kann ich selber...“, wobei unklar 
geblieben ist, ob er dies mit direktem 
Blick auf unser Handeln sagen wollte. 
Mich hat eine solche Sichtweise sehr 
berührt, angesprochen gefühlt habe 
ich mich allerdings nicht wirklich.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
ich möchte Ihnen in der Folge 
anhand einer Fakten- und Argumen-
tationskette darstellen, warum wir 
als Alterssicherungseinrichtung, deren 
Finanzierungsprinzip obligat auch 
die Kapitalanlage einbezieht, das 
Geld des Deckungsstocks nicht auf 
dem Sparbuch oder als Tagesgeld mit 
bestenfalls 3% Zinsen, oft aber auch 
nur einem Kupon um 1% be  lassen 
können. Um dies möglichst deutlich 
machen zu können, werde ich die 
Berechnung zunächst auf ein einzel-
nes Mitglied herunter brechen und 
die Versicherungsmathematik in eben 
noch zulässiger Weise vereinfachen.

Das offene Deckungsplanverfahren 
trifft folgende Grundannahmen: Die 
Beiträge eines Mitglieds werden von 
uns eingesammelt. Ein Teil fließt wei-
ter an ein Mitglied, welches gerade 
Rentner ist, denn unser System bein-
haltet auch Umlageanteile, Deshalb 
ist es wenigstens teilweise inflations-
geschützt, was ein erheblicher Vor-
teil gegenüber rein kapitalgedeckten 
Systemen ist. Ein weiterer großer Teil 
wird an den Kapitalmärkten rentier-
lich angelegt. Reduziert wird es 
lediglich um die Solidaranteile für die 
Versicherung gegen Berufsunfähig-
keit und Hinterbliebenenschutz bei 
vorzeitigem Tod. Wenn das Mitglied 
die Fronten hin zum Rentnerdasein 
wechselt, muss dann ein Geldbetrag 
zur Verfügung stehen, der nach ver-
sicherungsmathematischen Grund-
sätzen für die gesamte fernere Le -
benszeit die Auszahlung einer Ren  - 
te entsprechend der erworbenen 
Anwartschaft gewährleistet. Dieser 
Betrag wird berechnet als Summe 
von Umlageanteil und angespartem 
Teil der Beiträge plus einem Zins über 
die Jahre von 4%. Dieser Zins ist 
unser sogenannter Rechnungszins. 
Da die Anwartschaft des Mitglieds 
als Betrag unter der Prämisse 4% 
berechnet wird, muss also der tat-
sächliche Zins möglichst in jedem 
Jahr erzielt werden, sonst würden 
sich bei so langen Laufzeiten von bis 
zu 40 Jahren bis zum Erreichen des 
Rentenalters Fehlbeträge zu einer 
unter Umständen beträchtlichen 
Lücke in der Bilanz summieren. Um -
gekehrt formuliert: Bei niedrigerem 
Zins müsste das Mitglied mehr ein-
zahlen, um auf den gleichen Aus-
gangsbetrag beim Renteneintritt zu 
kommen.
Wenn aber 4% als Zielmarke für die 
Kapitalanlage vorgegeben sind, was 
ist die Konsequenz für Anleger an 
Märkten, wo der sogenannte risiko-
lose Zins in den letzten Jahren viel-
fach darunter lag? Unter risikolosem 
Zins versteht man die Anlage in 
Papieren eines stabilen Staatswesens 
wie also zum Beispiel der Bundesre-
publik Deutschland. Wie die Über-
sicht zeigt, sind auch 4% nicht 
immer auf diese Weise zu erwirt-
schaften. Ich will hier gar nicht in die 
Grundsatzdiskussion einsteigen, wie 

sicher Staatsanleihen in solchen Zei-
ten der extremen Verwerfungen an 
den Märkten und den teilweise aus 
meiner Sicht grotesken Hilfeersuchen 
aus der Wirtschaft an den Staat sind. 
Immerhin wird in den letzten Wochen 
der Staatsbankrott sogar von Euro-
ländern, unter anderem Österreich, 
für möglich gehalten.
Gehen wir nun weiter davon aus, 
dass es nicht nur Festlegung unserer 
Satzung, sondern auch quasi-gesell-
schaftlicher Konsens ist, dass die Bei-
träge zum Versorgungswerk festste-
hen, also nicht erhöht werden sollen, 
dann lassen sich nur zwei Stell-
schrauben zur Lösung des Problems 
erkennen: Renten und Anwartschaf-
ten werden entsprechend der Ent-
wicklung der Märkte in negative 
Richtung angepasst. Dies erreicht 
man durch eine Herabsetzung des 
Rechnungszinses. Denn wird bei 
gleichbleibenden Beiträgen das an -
gesparte Geld rechnerisch nur einer 
Verzinsung von sagen wir 3,5% 
unterworfen, so muss am Ende der 
aktiven Zeit eine niedrigere Summe 
zur Verfügung stehen, als unter den 
derzeitigen Bedingungen.  Solange 
das zu vermeiden ist, würden wir es 
gern tun. Ich will aber nicht ver-
schweigen, dass andere Versorgungs-
werke diesen Weg gehen. Es ist also 
keine theoretische, sondern eine sehr 
reale Möglichkeit. Auch sollte man 
an dieser Stelle erwähnen, dass der 
sogenannte Garantiezins in der pri-
vaten Versicherungswirtschaft nur 
noch bei 2,25% liegt. Anlagen in 
private Lebens- oder Rentenversiche-
rungen können, müssen aber nicht 
höhere Renditen als 2,25% abwerfen.
Unser Verwaltungsausschuss hat sich 
zur Frage des Rechnungszinses wie 
folgt positioniert: Wir wollen im Inte-
resse unserer Mitglieder den Rech-
nungszins bei den seit jeher ange-
nommenen 4% halten und unsere 
Kapitalanlage  entsprechend ausrich-
ten.  Dazu gehört aber eben auch, 
und jetzt komme ich zurück zu den 
Märkten und der Krise, das Eingehen 
von mehr Risiko als beim Kauf von 
deutschen Staatsanleihen. Es sei an 
dieser Stelle auch gleich gesagt: Sol-
ches Vorgehen betrachte ich nicht 
als Zocken. Wir versuchen vielmehr, 
durch ein wohl abgestimmtes einer-
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seits langfristig ausgerichtetes Vor-
gehen unter andererseits Nutzung 
von sich bietenden Marktopportuni-
täten Zusatzerträge zu den risikolo-
sen Erträgen zu generieren. Dies 
geschieht zum einen durch eine 
Mischung verschiedener Assets, die 
ja alle unterschiedliche und spezifi-
sche Rendite-Risiko-Profile aufweisen. 
Daneben wird in den verschiedenen 
Assetklassen eine ständige Beurtei-
lung der Möglichkeiten der Anlage 
vorgenommen, um möglichst aktuell 
vom Markt unterbewertete, also 
relativ billige Produkte zu erwerben, 
gleichzeitig aber auch zu schauen, 
ob es auch eine der relativ seltenen 
Gelegenheiten gibt, etwas mit Ge -
winn vor Ablauf der Laufzeit zu ver-
kaufen. 
Unsere Einschätzung: Bisher konnten 
wir damit langfristig gesehen den 
Rechnungszins von 4% auch in der 
Zeit der insgesamt niedrigen Zinsen 
in den letzten 10 Jahren halten und 
teilweise deutlich überbieten. Wir 
stehen zu einer Kapitalanlage mit 
einer wohl ausgewogenen Mischung 
verschiedener Anlageformen, stellen 
uns aber gleichzeitig den Anfor-
derungen der kommenden Jahre, 
indem wir insbesondere die Erfah-
rungen der aktuellen Krise in unsere 
Konzepte für die Zukunft einfließen 
lassen.

Abschließend noch aus einem ande-
ren Blickwinkel als gestern Informati-
onen zu unserem Neubauvorhaben: 
Gestern ging es in erster Linie um die 
finanzielle Machbarkeit, heute möch-
 te ich, auch weil nunmehr unsere 
tierärztlichen Mandatsträger der Sit-
zung beiwohnen, Sie mit einigen 
Eckdaten des Projekts bekannt 
machen, die sich aus der Machbar-
keitsstudie, deren Ergebnisse wir in 
der letzten Sitzung des Verwaltungs-
ausschusses abschließend zur Kennt-
nis nehmen konnten, ergeben haben. 
Wir sehen es als unsere Aufgabe und 
Pflicht an, über den derzeitigen Sach-
stand in diesem Rahmen zu informie-
ren, wenngleich dieser Neubau aus 
der Sicht der Kapitalanlage als eine 
ganz normale Immobilie wie in 
einem unserer Fonds betrachtet wird 
und deshalb keiner besonderen Gre-
mienzustimmung bedarf.

In unseren Dispositionen sind wir 
davon ausgegangen, dass wir bei 
einem Auszug aus dem Kammerge-
bäude für die Geschäftsstelle der 
Sächsischen Ärzteversorgung in etwa 
gleiche räumliche Bedingungen schaf-
 fen wollen, wie sie bisher vorgefun-
den wurden. Ähnlich verhielt es sich 
mit den Räumen für die Filiale der 
Deutschen Apotheker- und Ärzte-
bank, die allerdings insgesamt eine 
Erweiterung erfahren sollten, da auch 
die Bank hier im Hause an ihre Gren-
zen gestoßen war.
Relativ präzise Angaben des Raum-
bedarfs ließen dann bei der Mach-
barkeitsstudie die Konzeption eines 
Gebäudeentwurfs zu, die selbstver-
ständlich noch keinen Anspruch auf 
Endgültigkeit erhebt. Die Konkreti-
sierung des Bauvorhabens sowohl 
planerisch als auch real wird erst in 
der nun folgenden Ausschreibung und 
Beauftragung von Firmen erfolgen.
Die Befassung mit dem Thema Raum-
bedarf führte folgerichtig auch zu 
einer Analyse unserer Personalstruk-
turen und es wurde festgestellt, dass 
mittelfristig keine Erweiterung des 
bei uns beschäftigten Personenkrei-
ses zu planen ist. Neue Aufgaben, 
neuer Aufwand sollen durch Opti-
mierung von Abläufen, Rationalisie-
rung und weitere Qualifizierung der 
vorhandenen Mitarbeiter kompen-
siert werden. Auch deshalb wurden 
im aktuellen Bauentwurf Reserveflä-
chen nur in geringem Umfang ge  plant.
Moderne Computerprogramme machen 
es möglich, dass man selbst in einer 
Phase der Projektprüfung bzw. Erstel-
lung einer Machbarkeitsstudie bereits 
eine derartige Simulation erstellen 
kann, und damit bereits eine Vorstel-
lung vom Vorhaben be  kommt. Ich 
kann hier nicht ins Detail gehen, son-
dern möchte Ihnen exemplarisch 
Grundrisse von zwei Etagen zeigen 
und dabei nochmals betonen, dass 
auch unter dem Aspekt der Minimie-
rung der Kosten eine Flächenopti-
mierung stattgefunden hat, die es 
möglich macht, hochwertigen Büro-
raum zu erschwinglichen Preisen zu 
errichten.
Sie sehen hier das Erdgeschoß mit 
gemeinsamem Eingang für die Bank 
und unsere Mitglieder und Mitarbei-
ter. Der Publikumsverkehr der Bank 

soll sich fast ausnahmslos in diesem 
Bereich abspielen. Wir gelangen per 
Treppenhaus oder Fahrstuhl in die  
3. oder 4. Etage, wo sich die Räume 
der Sächsischen Ärzteversorgung 
befinden werden. 
Eine Ansicht des Gebäudes von 
außen soll Ihnen demonstrieren, dass 
es uns ein Anliegen war, den Neubau 
als kleine Schwester der Kammer 
erscheinen zu lassen. Wir glauben, 
mit diesen Vorarbeiten bereits den 
Grundstein gelegt zu haben für ein 
Gebäude, dass unseren Anforderun-
gen und denen unseres Mieters auf 
absehbare Zeit gerecht werden wird.
Zu den Baukosten möchten wir in 
diesem Rahmen auch wegen der 
noch laufenden Verhandlungen über 
den Mietvertrag mit der Deutschen 
Apotheker- und Ärztebank keine 
Aussagen treffen. Ich kann aber fest-
stellen, dass die Rentabilität der 
Immobilie gesichert ist und insbeson-
dere für den vermieteten Teil sich 
eine Rendite über dem Rechnungs-
zins darstellen lässt.
Hiermit möchte ich meine Ausführun-
gen beenden und hoffe, Sie fühlen 
sich in ausreichender Weise unterrichtet.
Mein Dank geht abschließend an die 
Mitarbeiter unserer Verwaltung, 
wobei ich unsere Geschäftsführerin, 
Frau Thalheim, für ihr besonderes 
Eintreten für die Sächsische Ärztever-
sorgung herausheben möchte. 
Herzlich danke sage ich auch an alle 
anderen Mitglieder des Verwaltungs-
ausschusses, deren Arbeit durch hohe 
Sachlichkeit, ein konstruktiv-kritisches 
Herangehen und Loyalität im besten 
Sinne geprägt war.

Bericht des Vorsitzenden des 
Aufsichtsausschusses
Prof. Dr. med. habil. Eberhard 
Keller

Sehr geehrter Herr Dr. Bonz! Sehr 
geehrte Präsidenten! Sehr geehrter 
Herr Dr. Liebscher!
Meine sehr verehrten Mandatsträge-
rinnen und Mandatsträger! Sehr 
geehrte Gäste!

Aus der Verantwortung gegenüber 
allen Mitgliedern unserer Sächsi-
schen Ärzteversorgung, die sich aus 
§ 4 Absatz 8 unserer Satzung ergibt, 
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haben sich die Mitglieder des Auf-
sichtsausschusses intensiv mit der 
Arbeit und den Beschlüssen des Ver-
waltungsausschusses beschäftigt. 
Auf Grund der Teilnahme einzelner 
Mitglieder des Aufsichtsausschusses 
an allen Sitzungen des Verwaltungs-
ausschusses konnten wir alle Diskus-
sionen und Beschlüsse hautnah mit-
erleben und in unseren internen Sit-
zungen diskutieren und bewerten.
Die Auswirkungen der Subprime-
Krise auf unsere Kapitalanlagen, die 
auch zu Mitgliederanfragen führten, 
wurden von uns wahrgenommen 
und bewertet. Wir konnten in unse-
ren Einschätzungen feststellen, dass 
das Vermögen unserer Sächsischen 
Ärzteversorgung weder durch den 
Verkauf der Sächsischen Landesbank, 
noch durch die Insolvenz vieler ame-
rikanischer Banken, wie Lehmann 
Brothers gefährdet war. Es ließ sich 
vielmehr feststellen, dass auf Grund 
der sehr weitsichtigen Strategie des 
Verwaltungsausschusses, insbeson-
dere durch die Einbeziehung eines 
Beratungsunternehmens, der alpha 
portfolio advisors GmbH, die schon 
seit 2003 für den Verwaltungsaus-
schuss tätig ist und ihn in Fragen der 
strategischen Asset-Allocation und 
Risikoüberwachung berät, größere 
Abschreibungen auf unser Kapital-
vermögen in diesem kritischen Jahr 
2008 vermieden werden konnten.
Auch das Ihnen im Anschluss vorzu-
stellende versicherungsmathemati-
sche Gutachten von Herrn Diplom-
mathematiker Hans-Jürgen Knecht 
wurde von uns intern intensiv stu-
diert und diskutiert. 
Wir, die Mitglieder des Aufsichtsaus-
schusses stellen fest, dass der im 
Rechnungsjahr erreichte technische 
Zins aller unserer Kapitalanlagen  
2,32% betrug und damit unter dem 
angestrebten Rechnungszins von 4% 
liegt. Dieses Ergebnis wird auch von 
uns als eine Folge der weltweiten 
Finanzkrise eingeschätzt. Trotz dieser 
Entwicklung konnte unser Versor-
gungswerk einen rechnerischen Über-
schuss von ca. 105 Mio. EURO erzie-
len und ist somit in der Lage, eine 
Dynamisierung aller Renten und An -
wartschaften vorzunehmen. 
Der Aufsichtsausschuss befürwortet 
auch die Entscheidung des Verwal-

tungsausschusses einen großen Teil 
dieses Überschusses für eine Sonder-
zuführung zur Sicherheitsrücklage zu 
verwenden, um den satzungsmäßig 
möglichen Höchstbetrag von 5% der 
Deckungsrückstellung zu erreichen. 
Ca. 71 Mio. EURO werden auf neue 
Rechnung vorgetragen, um für eine 
weitere negative Kapitalmarktent-
wicklung gerüstet zu sein. Es zeigt 
sich auch, dass die von Ihnen auf der 
vorjährigen Sitzung der Erweiterten 
Kammerversammlung be  schlossene 
stufenweise Anhebung des Renten-
eintrittsalters auf 67 Jahre, richtig war.
Auf der letzten Sitzung des Auf-
sichtsausschusses am 28. April 2009, 
die wir teilweise gemeinsam mit dem 
Verwaltungsausschuss durchgeführ-
ten haben, wurden uns die Prüfungs-
ergebnisse der von uns berufenen 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Bans-
bach, Schübel, Brösztl und Partner in 
Person von Frau Dipl.-Ök. Cornelia 
Auxel vorgestellt. Wir haben den 
Bericht intensiv diskutiert und als 
richtig und zutreffend eingeschätzt. 
Die gleiche Gesellschaft wurde vom 
Aufsichtsausschuss für das Rech-
nungsjahr 2009 bestellt und mit der 
Wirtschaftsprüfung der Sächsischen 
Ärzteversorgung beauftragt.
Im Verlauf des vergangenen Jahres 
wurde durch Mitglieder unseres Auf-
sichtsausschusses die Kapitalanlage-
richtlinie der Sächsischen Ärztever-
sorgung in Zusammenarbeit mit Ver-
tretern der Verwaltung überarbeitet, 
aktualisiert und verabschiedet.
Die Ihnen vorgelegten Änderungen 
unserer Satzung sind aus der Sicht 
des Aufsichtsausschusses notwendig, 

um das Regelwerk der aktuellen 
rechtlichen Entwicklung anzupassen, 
Erfahrungen aus dem laufenden Ver-
waltungshandeln umzusetzen und 
somit eine rechtssichere Grundlage 
für das praktische Handeln zu haben. 
Auch die Neufassung der Ordnung 
zur Erstattung von Reisekosten, Zah-
lung von Aufwandsentschädigungen 
und Sitzungsgeld fand die Zustim-
mung des Aufsichtsausschusses.
Wir, die Mitglieder des Aufsichtsaus-
schusses empfehlen Ihnen, den vor-
gelegten Entschließungsanträgen 
und den Satzungsänderungen Ihre 
Zustimmung zu geben.

Beschlüsse der 22. Erweiterten 
Kammerversammlung

Beschluss Nr. SÄV 1/22/2009
Rentenbemessungsgrundlage/Renten-
dynamisierung 2010 (bestätigt)
Wortlaut: „Die Rentenbemessungs-
grundlage für das Jahr 2010 beträgt 
39.587,00 Euro. Die am 31. Dezem-
ber 2009 laufenden Versorgungsleis-
tungen werden zum 01. Januar 2010 
mit 0,8% dynamisiert.“
Beschluss Nr. SÄV 2/22/2009
Jahresabschluss 2008 mit Jahresab-
schlussbilanz und Entlastung der 
Gremien (bestätigt)
Wortlaut: „Die Tätigkeitsberichte des 
Verwaltungsausschusses und des 
Aufsichtsausschusses der Sächsischen 
Ärzteversorgung 2008 werden bestä-
tigt. 
Der Bericht über die Prüfung für das 
Rechnungsjahr 2008 wird bestätigt. 
Dem Verwaltungsausschuss und dem 
Aufsichtsausschuss der Sächsischen 
Ärzteversorgung wird Entlastung für 
das Geschäftsjahr 2008 erteilt.“
Beschluss Nr. SÄV 3/22/2009
Satzungsänderungen (bestätigt)
Die Veröffentlichung der Satzungs-
änderungen erfolgt gesondert im 
Mittelteil dieser Ausgabe.
Beschluss Nr. SÄV 4/22/2009
Neufassung der Ordnung zur Erstat-
tung von Reisekosten, Zahlung von 
Aufwandsentschädigungen und Sit-
zungsgeld (bestätigt)

Dr. med. Steffen Liebscher
Verwaltungsausschuss

Vorsitzender

Dipl.-Ing. oec. Angela Thalheim
Geschäftsführerin
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